
Herausgeber:
Präsident der Universität Trier
Universitätsring 15
54296 Trier

ISSN 1868-7202 Druckausgabe
ISSN 1868-8047 Onlineausgabe

Das Verkündungsblatt liegt zur Einsichtnahme für jedermann in der Zentrale der Universitätsbibliothek aus. 
Weiterhin steht es auch als Download im pdf-Format im Internet:
Homepage Universität Trier  – http://www.uni-trier.de/index.php?id=54061

Verkündungsblatt
Amtliche Bekanntmachungen

Nr. 73 / Seite 1 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 23. November 2020





Nr. 73 / Seite 3 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 23. November 2020

INHALT

Ordnung für die Wahlen der Organe der Universität Trier
Vom 13. November 2020 ............................................................................................................................................... 4

Ordnung zur Aufhebung der Teilgrundordnung (Wahlordnung) 
für die Wahlen der Organe der Universität Trier

Vom 20. November 2020 ............................................................................................................................................. 17

Organisationsstatut des Philosophischen Forschungsinstituts für Medien und Kultur 
im Fachbereich I der Universität Trier

Vom 20. November 2020 ............................................................................................................................................. 18

Organisationsstatut: Trier Center for Digital Humanities (TCDH)
Vom 20. November 2020 ............................................................................................................................................. 20
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Ordnung für die Wahlen der Organe der Universität Trier

Vom 13. November 2020

Auf Grund des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 1 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23.09.2020 (GVBl. S.
461) hat der Senat der Universität Trier am 12. November 2020 die folgende Ordnung für die Wahlen der Organe der
 Universität Trier beschlossen. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

Inhaltsübersicht

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Wahlberechtigung, Wählbarkeit

§ 2 Wahlgrundsätze

§ 3 Ersatzmitglieder

§ 4 Wahlvorstand

§ 5 Wahlleiterin, Wahlleiter

§ 6 Wahltermin, Zeitbestimmungen

§ 7 Wahlvorschläge

§ 8 Prüfung der Wahlvorschläge

Zweiter Teil
Besondere Vorschriften für die Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten

§ 9 Wahlbekanntmachung

§ 10 Wahlberechtigung

§ 11 Wählerverzeichnis

§ 12 Wahlbenachrichtigung und Wahlunterlagen

§ 13 Personalisierte Verhältniswahl

§ 14 Mehrheitswahl

§ 15 Briefwahl

§ 16 Urnenwahl

§ 16a Hochschulwahlen im Wintersemester 2020/2021

§ 17 Feststellung des Wahlergebnisses und Ungültigkeit der Stimmabgabe

§ 18 Benachrichtigung der Gewählten, Bekanntgabe

Dritter Teil
Besondere Vorschriften für die Wahlen

der Präsidentin oder des Präsidenten, der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, 
der Dekaninnen oder Dekane, der Prodekaninnen oder Prodekane 

und der Mitglieder der Universität in den Hochschulrat
§ 19 Sitzungen für die Wahlen

§ 20 Zusammensetzung des Wahlvorstandes

§ 21 Wahlvorschläge, Stimmzettel

§ 22 Feststellung des Wahlergebnisses

§ 23 Wahl der Mitglieder der Universität in den Hochschulrat
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Vierter Teil
Wahlanfechtung, Schlussbestimmungen

§ 24 Einspruch, Wahlprüfung

§ 25 Wiederholungswahl, Nachwahl

§ 26 Inkrafttreten

Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Wahlberechtigung, Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt und wählbar sind die Mitglieder der Universität (§ 36 Abs. 1 Satz 1 HochSchG in Verbindung mit § 5
 Absatz 1 GrundO).

(2) Zur Präsidentin oder zum Präsidenten kann auch gewählt werden, wer nicht Mitglied der Hochschule ist.

§ 2
Wahlgrundsätze

(1) Die Wahlen sind frei, gleich und geheim. Sie werden für den Senat und die Fachbereichsräte als Urnenwahl (§ 16) durch-
geführt. Briefwahl (§ 15) ist möglich.

(2) Die Wahlberechtigten dürfen den Stimmzettel nur persönlich ausfüllen; eine Vertretung ist unzulässig.

(3) Die Wahlberechtigten können bei Wahlen zu den Fachbereichsräten nur in einem Fachbereich wählen und gewählt wer-
den; gehören sie mehreren Fachbereichen an, bestimmen sie den Fachbereich durch Erklärung gegenüber der Wahl  lei-
terin oder dem Wahlleiter. Studierende geben diese Erklärung bei der Einschreibung oder Rückmeldung ab; andernfalls
ist dies der Fachbereich, dem das Fach angehört, das sie bei der Einschreibung oder Rückmeldung an erster Stelle
 benennen. Akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und
 Verwaltung an Fachbereichseinrichtungen sind in dem Fachbereich wahlberechtigt, unter dessen Verantwortung die
Fachbereichseinrichtung steht. Akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in Technik und Verwaltung an zentralen Einrichtungen oder in der zentralen Verwaltung sind bei Fachbereichswahlen
nicht wahlberechtigt.

(4) Wahlberechtigte, die mehreren Gruppen angehören, können nur in einer Gruppe wählen und gewählt werden. Die
Gruppe bestimmen sie durch Erklärung gegenüber der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter. Gehören Wahlberechtigte der
Gruppe der Studierenden und zugleich einer anderen Gruppe an, können sie nur in der anderen Gruppe wählen und
 gewählt werden.

(5) Mitglieder der Fachbereichsräte und des Senates werden nach den Grundsätzen der mit der Personenwahl verbunde-
nen Listenwahl – personalisierte Verhältniswahl (§ 13) oder der Mehrheitswahl – Personenwahl – (§ 14) gewählt.

(6) Für das Ergebnis der Wahlen gilt Folgendes:

1. Bei der personalisierten Verhältniswahl sind die Mitglieder in der Reihenfolge der für die Wahlvorschläge (Listen)
 ermittelten Höchstzahlen und der innerhalb der Listen auf die Listenbewerber entfallenden Zahl der Stimmen  gewählt
(§ 12 Abs. 4); entsprechendes gilt für die Ersatzmitglieder.

2. Bei der Mehrheitswahl sind zunächst die Mitglieder und dann die Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der jeweils
höchsten auf sie entfallenden Stimmzahlen gewählt; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

3. Zur Präsidentin oder zum Präsidenten ist gewählt, wer in geheimer Wahl die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder
des Senates erhält. Kommt diese Mehrheit auch im dritten Wahlgang nicht zustande, findet eine Stichwahl zwischen
den beiden Personen statt, die im dritten Wahlgang die höchste Stimmenzahl erreicht haben. In der Stichwahl
 entscheidet die Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten ist gewählt,
wer in geheimer Wahl die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Senates erhält. Kommt diese Mehrheit auch im
zweiten Wahlgang nicht zustande, entscheidet im dritten Wahlgang die Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Wird
im dritten Wahlgang die Mehrheit der anwesenden Mitglieder nicht erreicht und liegt dem Senat ein Wahlvorschlag
mit nur einem Namen vor, so muss ein neuer Vorschlag gemacht werden. Andernfalls findet eine Stichwahl zwischen
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den beiden Personen statt, die im dritten Wahlgang die höchste Stimmenzahl erreicht haben. In der Stichwahl ent-
scheidet die Mehrheit der anwesenden Mitglieder.

Die oder der Vorsitzende kann zwischen den Wahlgängen die Sitzung unterbrechen oder vertagen.

4. Zur Dekanin oder zum Dekan und zur Prodekanin oder zum Prodekan ist gewählt, wer die Stimmen der Mehrheit der
Mitglieder des Fachbereichsrates erhält. Wird eine solche Mehrheit in zwei Wahlgängen von keiner Person erreicht,
so findet im dritten Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die im zweiten Wahlgang die
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben.

5. Haben in einer Stichwahl mehr als zwei Personen die höchste oder eine die höchste und mehr als eine Person die
zweithöchste Stimmenzahl erreicht, so entscheidet das Los darüber, wer von den Personen mit gleicher Stimmenzahl
in die Stichwahl kommt.

6. Gewählt ist bei der Stichwahl, wer die meisten Stimmen erhält; ergibt sich dabei Stimmengleichheit, entscheidet
ebenfalls das Los.

(7) Jeder wählbare Angehörige der Hochschule kann gleichzeitig Mitglied oder Ersatzmitglied des Senats und eines Fachbe-
reichsrates sein. Eine gleichzeitige Mitgliedschaft in Hochschulrat und Senat ist nicht möglich.

§ 3
Ersatzmitglieder

(1) Bei Wahlen zu den Fachbereichsräten und zum Senat sollen mindestens so viele Ersatzmitglieder wie Mitglieder gewählt
werden.

(2) Ein Ersatzmitglied tritt als Mitglied in das Gremium ein, wenn

1. ein Mitglied durch Tod, Verlust der Mitgliedschaft, insbesondere durch Verlust der Wählbarkeit für das jeweilige Gre-
mium oder die jeweilige Gruppe oder aus anderen wichtigen Gründen ausscheidet,

2. ein zum Fachbereichsrat gewähltes Mitglied ein Mandat in der Personalvertretung annimmt,

3. ein gewähltes Mitglied die Wahl aus wichtigen Gründen ablehnt oder

4. die Wahl zum Mitglied für ungültig erklärt wird.

Ersatzmitglied im Falle der personalisierten Verhältniswahl ist die nächste auf dem betroffenen Wahlvorschlag als Mitglied
anstehende Person. Ist dieser Wahlvorschlag erschöpft, findet § 13 Abs. 4 Satz 4 entsprechend Anwendung. Im Falle der
Mehrheitswahl ist dies die nächste noch nicht berufene Person mit der höchsten Stimmenzahl in ihrer Gruppe; bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

§ 4
Wahlvorstand

(1) Zur Durchführung der Wahl wird ein Wahlvorstand gebildet.

(2) Zur Durchführung der Wahlen zu den Fachbereichsräten und zum Senat wird ein gemeinsamer Wahlvorstand gebildet.

(3) Der Wahlvorstand stellt das Ergebnis der Wahl fest. Bei den Wahlen zu den Fachbereichsräten und zum Senat beschließt
er darüber hinaus über die Zulassung der Wahlvorschläge und verteilt die Sitze. Ferner nimmt der Wahlvorstand alle
 übrigen ihm in dieser Wahlordnung übertragenen Aufgaben wahr.

(4) Der Wahlvorstand bei den Wahlen zu den Fachbereichsräten und zum Senat hat neun Mitglieder, für die jeweils ein
 erstes und ein zweites stellvertretendes Mitglied bestimmt werden soll. Die Mitglieder des Wahlvorstandes sollen
 verschiedenen Gruppen angehören. Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder werden von der Präsidentin oder
dem Präsidenten berufen; wer sich für die betreffende Wahl bewirbt, kann nicht berufen werden. Die Mitglieder wäh-
len aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, deren Stellvertretung und eine Schriftführerin oder einen
Schriftführer. Die konstituierende Sitzung wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten einberufen und bis zur Amts-
übernahme der oder des Vorsitzenden geleitet.

(5) Der Wahlvorstand bei den Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten, der Vizepräsidentinnen und der Vizepräsiden-
ten, der Dekaninnen und Dekane und der Prodekaninnen und Prodekane hat drei Mitglieder; Abs. 4 Satz 2 gilt entspre-
chend. Wer sich für die betreffende Wahl bewirbt, kann nicht Mitglied des Wahlvorstandes sein.

(6) Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind zu unparteiischer und sorgfältiger Erfüllung ihres Amtes verpflichtet. Sie üben
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

(7) Die oder der Vorsitzende bestimmt Zeit und Ort der Sitzungen. Die Sitzungen sind öffentlich und werden ortsüblich
 öffentlich bekannt gegeben. Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen.
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(8) Ein Wahlvorstand mit neun Mitgliedern ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Mitglieder oder deren Stellvertretung
anwesend sind; ein Wahlvorstand mit drei Mitgliedern ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden oder
deren Stellvertretung mindestens ein weiteres Mitglied anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefasst; Stimmenthaltungen zählen bei der Ermittlung der Mehrheit nicht mit. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(9) Die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes kann für den Dienst an der Wahlurne (§ 16 Abs. 5) sowie zur Feststellung
des Wahlergebnisses Wahlhelferinnen und Wahlhelfer hinzuziehen.

§ 5
Wahlleiterin, Wahlleiter

Wahlleiterin oder Wahlleiter ist die Kanzlerin oder der Kanzler. Sie bestimmen ihre Stellvertretung. Die Wahlleiterin oder der
Wahlleiter ist Hilfsorgan des Wahlvorstandes und für die technische Vorbereitung der Wahlen verantwortlich.

§ 6
Wahltermin, Zeitbestimmungen

(1) Die Wahlen finden während der Vorlesungszeit statt.

(2) Wahltermin im Sinne dieser Wahlordnung ist der Tag der Wahl, gegebenenfalls der letzte Tag der Urnenwahl.

(3) Es sollen durchgeführt werden

1. die Wahlen zu den Kollegialorganen alle drei Jahre und die jährlichen Wahlen der Vertretung der Studierenden min-
destens vier Wochen vor Ende der laufenden Amtszeit,

2. die Wahlen der Dekaninnen und Dekane und Prodekaninnen und Prodekane unverzüglich nach Beginn der Amtszeit
der Fachbereichsräte,

3. die Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten mindestens drei
Monate vor Ablauf ihrer Amtszeit,

4. die Wahl der Mitglieder der Universität im Hochschulrat alle fünf Jahre, spätestens drei Monate vor Ablauf der Amts-
zeit.

(4) Der Tag, an dem die Wahl stattfindet, wird festgelegt

1. für die Wahlen nach Absatz 3 Nr. 1 und 4 von der Präsidentin oder vom Präsidenten,

2. für die Wahlen nach Absatz 3 Nr. 2 von der jeweils amtierenden Dekanin oder dem amtierenden Dekan.

3. für die Wahlen nach Absatz 3 Nr. 3 von der jeweils amtierenden Präsidentin oder dem amtierenden Präsidenten.

Hat im Falle des Satzes 1 Nr. 2 ein Fachbereich keine amtierende Dekanin oder Dekan oder keine Prodekanin oder Prode-
kan, so wird an ihrer Stelle die Präsidentin oder der Präsident tätig.

§ 7
Wahlvorschläge

(1) Für die Wahlen zu den Fachbereichsräten und zum Senat können die jeweils Wahlberechtigten einer Gruppe bei der
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter bis 16 Uhr des sechzehnten Tages vor dem Wahltermin Wahlvorschläge einreichen,
soweit in dieser Wahlordnung nichts anderes bestimmt ist. Liegt bei Ablauf dieser ersten Einreichungsfrist für eine der
wahlberechtigten Gruppen für ein zu wählendes Gremium mindestens ein Wahlvorschlag vor, so können weitere Wahl-
vorschläge für die betreffende Gruppe bis 16 Uhr des vierzehnten Tages vor dem Wahltermin eingereicht werden.

(2) Wahlvorschläge dürfen nur Personen enthalten, die

1. der Gruppe angehören, aus deren Mitte die Mitglieder gewählt werden,

2. in keinem anderen Wahlvorschlag der Gruppe, deren Mitglieder gewählt werden sollen aufgenommen sind.

Im Wahlvorschlag sind die Personen in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen.

(3) Wahlvorschläge sollen mindestens doppelt so viele Personen enthalten, wie von der jeweiligen Gruppe Mitglieder zu
wählen sind. Eine angemessene Vertretung von Frauen und Männern ist anzustreben.

(4) Wahlvorschläge bedürfen der Schriftform. Sie müssen enthalten

1. die Bezeichnung der Wahl,

2. die Bezeichnung der vorschlagenden Gruppe (§ 37 Abs. 2 HochSchG),
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3. Vor- und Zuname, Gruppenzugehörigkeit, Fachbereich oder Dienststelle der sich bewerbenden Personen,

4. Ort und Datum der Unterzeichnung,

5. Unterschrift (Vor- und Zuname), Gruppenzugehörigkeit (bei Studierenden auch Matrikelnummer, die allerdings nicht
veröffentlicht werden darf), Fachbereich oder Dienststelle und Anschrift des oder der Vorschlagenden.

Der Wahlvorschlag kann eine Listenbezeichnung enthalten. Die Vorgeschlagenen müssen durch Unterschrift auf dem Wahl-
vorschlag erklären, dass sie mit ihrer Nominierung einverstanden sind.

(5) Wahlvorschläge müssen von mindestens zwei Vorschlagenden unterzeichnet sein; umfasst die Gruppe (§ 37 Abs. 2
HochSchG) weniger als sechs Wahlberechtigte, genügt die Unterschrift einer oder eines Wahlberechtigten. Wahlbe-
rechtigte können nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Niemand kann sich selbst vorschlagen.

§ 8
Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter oder eine von ihr oder ihm beauftragte Hilfskraft vermerkt auf jedem eingereich-
ten Wahlvorschlag Tag und Uhrzeit des Eingangs. Bis zum Ablauf der für die Einreichung vorgesehenen Frist können
Wahlvorschläge von allen Vorschlagenden und Vorgeschlagenen gemeinsam ergänzt, geändert oder zurückgenommen
werden. Unverzüglich nach Ablauf der Einreichungsfrist werden die Wahlvorschläge durch die Wahlleiterin oder den
Wahlleiter der oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes zugeleitet.

(2) Der Wahlvorstand beschließt daraufhin unverzüglich über die Zulassung der Wahlvorschläge.  Wahlvorschläge, die ver-
spätet eingereicht sind oder den Anforderungen dieser Wahlordnung nicht genügen, sind zurückzuweisen. Werden die
Anforderungen lediglich hinsichtlich einzelner Personen des Wahlvorschlages nicht erfüllt, sind nur die betreffenden Be-
werber zu streichen. Bewerberinnen oder Bewerber, die auf mehreren Wahlvorschlägen aufgeführt sind (§ 7 Abs. 2 Satz
1 Nr. 2) oder Wahlberechtigte, die mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet haben (§ 7 Abs. 5 Satz 2), werden auf allen,
außer dem zuerst eingegangenen (§ 8 Abs. 3) gestrichen. Hat eine vorgeschlagene Person ihren eigenen Wahlvorschlag
unterschrieben (§ 7 Abs. 5 Satz 3), so ist ihre Unterschrift ungültig. Beschlüsse nach Satz 2 bis 5 sind den jeweils Betrof-
fenen mit Begründung mitzuteilen.

(3) Die zugelassenen Wahlvorschläge sind vom Wahlvorstand in der Reihenfolge ihres Eingangs mit Ordnungsnummern zu
versehen und anschließend ortsüblich bekannt zu geben.

Zweiter Teil
Besondere Vorschriften für die Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten

§ 9
Wahlbekanntmachung

(1) Die Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten sind spätestens am dreißigsten Tag vor dem Wahltermin vom
Wahlleiter innerhalb der Hochschule durch Aushang bekannt zu machen.

(2) In der Wahlbekanntmachung ist darauf hinzuweisen,

1. welches Organ oder welche Organe gewählt werden,

2. wer wahlberechtigt und wählbar ist,

3. a) dass die Stimme an der Urne abzugeben ist und nur auf besonderen Antrag brieflich abgegeben werden kann,

b) wie und bis wann der Antrag auf Briefwahl zu stellen ist,

c) zu welchen Zeiten die Wahllokale geöffnet sind,

d) wo sich die Wahllokale befinden,

4. in welchem Fachbereich Wahlberechtigte, die mehreren Fachbereichen angehören, bei Fachbereichsratswahlen wäh-
len und gewählt werden können (§ 2 Abs. 3) und in welcher Gruppe Wahlberechtigte, die mehreren Gruppen ange-
hören, wählen und gewählt werden können (§ 2 Abs. 4),

5. dass eine Stimmabgabe durch Stellvertreter unzulässig ist,

6. wie viele Mitglieder zu wählen sind und wie viele auf die einzelnen Gruppen entfallen,

7. bis wann den Anforderungen des § 7 genügende Wahlvorschläge bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter eingereicht
werden können,
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8. dass nur wählen oder gewählt werden kann, wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist,

9. dass die Wahlberechtigten bei der Urnenwahl sich auf Verlangen durch einen gültigen Personalausweis, Reisepass,
Führerschein, Studierendenausweis (TUNIKA) oder internationalen Studierendenausweis auszuweisen haben,

10. wo und wann das Wählerverzeichnis eingesehen und wo und wann seine Berichtigung verlangt werden kann,

11. dass nur mit amtlich hergestellten Stimmzetteln und Wahlumschlägen abgestimmt werden darf und solche Stimm-
zettel und Wahlumschläge nach Farbe für jede Gruppe verschieden im Wahlraum bereitgehalten werden,

12. a) wann personalisierte Verhältniswahl und wann Mehrheitswahl stattfindet,

b) dass bei der personalisierten Verhältniswahl nur eine Person auf einer Liste gewählt werden kann und diese
Stimme auch zugunsten der gesamten Liste gezählt wird,

c) dass bei Mehrheitswahl vorgeschlagene Personen und andere wählbare Personen gewählt werden können.

§ 10
Wahlberechtigung

(1) Bei der Wahl zum Senat wählt in jedem Fachbereich die Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ein Mit-
glied aus ihrer Mitte. In der Gruppe der Studierenden; in der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und in der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung werden die Senatsmitglieder
von der Gesamtheit der der jeweiligen Gruppe angehörenden Mitglieder gewählt.

(2) Bei den Wahlen zu den Fachbereichsräten wählt in jedem Fachbereich jede Gruppe aus ihrer Mitte ihre jeweiligen Ver-
treterinnen und Vertreter.

§ 11
Wählerverzeichnis

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter stellt ein Wählerverzeichnis auf, in dem alle Wahlberechtigten und wählbaren Mit-
glieder der Hochschule nach Gruppen (§ 37 Abs. 2 HochSchG) getrennt und alphabetisch aufgeführt sind.

(2) Das Wählerverzeichnis muss Name, Vorname und Fachbereich nach § 2 Abs. 3 oder Dienststellen sowie die Anschrift der
in Absatz 1 genannten Personen enthalten. Die Wahlberechtigten erhalten eine Wählernummer.

(3) Das Wählerverzeichnis hat zwei Ausfertigungen. Die erste Ausfertigung ist für den Wahlvorstand bestimmt. Die zweite
Ausfertigung enthält keine Matrikelnummern und ist für die öffentliche Auslage bestimmt.

(4) Das Wählerverzeichnis kann mit dem Tag der Wahlbekanntmachung bis zum Ablauf der Frist für die Einreichung der
Wahlvorschläge bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter oder einer von ihnen benannten Dienststelle während der üb-
lichen Dienststunden eingesehen werden (Auslegungszeit).

(5) Hochschulangehörige, die das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig halten, können innerhalb der Ausle-
gungszeit dessen Berichtigung bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter schriftlich oder mündlich beantragen. Antrag-
steller haben die erforderlichen Beweise beizubringen, sofern die behaupteten Tatsachen nicht amtsbekannt oder of-
fenkundig sind. Über den Antrag entscheidet die Wahlleiterin oder der Wahlleiter. Das Wählerverzeichnis kann wäh-
rend der Auslegungszeit von Amts wegen berichtigt oder ergänzt werden. Die Entscheidung ist den Betroffenen mitzu-
teilen, soweit sie für das Wahlrecht oder die Wählbarkeit erheblich ist.

(6) Nach Ablauf der Auslegungszeit stellt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter das Wählerverzeichnis endgültig fest. Für die
Ausübung des Wahlrechts ist das festgestellte Wählerverzeichnis maßgebend. Nach der endgültigen Feststellung des
Wählerverzeichnisses kann dieses nur bei offensichtlichen Fehlern, Unstimmigkeiten und Schreibversehen von der Wahl-
leiterin oder dem Wahlleiter berichtigt werden.

(7) Vor Beginn der Urnenwahl übergibt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter das Wählerverzeichnis dem oder der Vorsit-
zenden des Wahlvorstandes.

§ 12
Wahlinformation und Wahlunterlagen

(1) Die Wahlberechtigten sind spätestens zum Zeitpunkt der Wahlbekanntmachung in geeigneter Weise (z.B. durch Plakate,
Internet und E-Mail) auf die Wahlbekanntmachung und die Wahl sowie auf die Möglichkeit der Briefwahl hinzuweisen.

(2) Wahlunterlagen sind

1. ein Stimmzettel für die Wahl zum Fachbereichsrat,
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2. ein Stimmzettel für die Wahl zum Senat,

3. sowie bei Antrag auf Briefwahl ein Wahlumschlag, ein Wahlbriefumschlag, der Raum für die Angabe des Absenders
enthält, und ein Wahlschein mit Hinweisen für Briefwähler.

(3) Stimmzettel und Wahlumschläge müssen amtlich hergestellt sein. Sie müssen nach Farbe für jede Gruppe verschieden
sein.

§ 13
Personalisierte Verhältniswahl

(1) Nach den Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl ist zu wählen, wenn für eine Gruppe mehrere gültige Wahl-
vorschläge (Listen) vorliegen.

(2) Bei der personalisierten Verhältniswahl können die Wahlberechtigten ihre Stimme nur für eine Liste abgeben, indem sie
auf dem Stimmzettel eine Person ankreuzen, der sie ihre Stimme geben wollen. Kreuzen sie die erste Person an, so wäh-
len sie die Liste in der vorgegebenen Reihenfolge. Kreuzen sie eine andere Person an, so setzen sie diese an die erste
Stelle; die übrigen Personen folgen in der bisherigen Reihenfolge.

(3) Auf dem Stimmzettel sind die Listen in der Reihenfolge der Ordnungsnummern unter Angabe der Vor- und Zunamen
der zu wählenden Personen aufzuführen. Bei der Wahl zum Senat sind außerdem Fachbereich und Abteilung oder Dienst-
stelle der Bewerberinnen und Bewerber anzugeben. Zusätzlich ist auf die Vorschrift über die Stimmabgabe (Abs. 2) hin-
zuweisen.

(4) Für die Ermittlung der auf jede Liste entfallenden Sitze werden die Summen der auf die einzelnen Listen entfallenden
Stimmen nebeneinandergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3, usw. geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl (Höchst-
zahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis alle der Gruppe zustehenden Sitze verteilt sind. Sind bei gleichen Höchstzahlen
weniger Sitze zu verteilen als Höchstzahlen vorhanden sind, so entscheidet das Los. Enthält eine Liste weniger Personen
als ihr nach den Höchstzahlen Sitze zustehen würden, so fallen die überschüssigen Sitze den übrigen Listen in der Rei-
henfolge der nächsten Höchstzahlen zu. Innerhalb der Listen sind die Sitze an die Personen in der auf der Liste angege-
benen Reihenfolge zu verteilen, sofern die Wahlberechtigten nicht eine andere Reihenfolge bestimmt haben. Ist eine an-
dere Reihenfolge bestimmt worden, so erfolgt die Sitzverteilung nach der Zahl der Stimmen, die auf jede Person fallen.
Bei Stimmengleichheit gilt die Reihenfolge der Liste.

§ 14 
Mehrheitswahl

(1) Nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl ist zu wählen, wenn für eine Gruppe nur ein oder kein zugelassener Wahl-
vorschlag vorliegt.

(2) Liegt ein zugelassener Wahlvorschlag vor, werden auf dem Stimmzettel

1. alle vorgeschlagenen wählbaren Personen aufgeführt und

2. so viele freie Linien angebracht, das doppelt so viele Personen niedergeschrieben werden können, wie Mitglieder zu
wählen sind.

(3) Liegt kein zugelassener Wahlvorschlag vor, wird ein Stimmzettel nach Absatz 2 Nr. 2 gefertigt.

(4) Auf einem Stimmzettel nach Absatz 2 können die Wahlberechtigten bis zu der doppelten Anzahl der in ihrer Gruppe zu
wählenden Mitglieder

1. aufgeführte Personen mit einem Kreuz kennzeichnen und

2. andere in ihrer Gruppe wählbare Personen mit Zuname, möglichst auch Vorname, in die freien Linien eintragen.

Auf einem Stimmzettel nach Absatz 3 können die Wahlberechtigten bis zu der doppelten Anzahl der in ihrer Gruppe zu wäh-
lenden Mitglieder Personen mit Zuname, möglichst auch Vorname, in die freien Linien eintragen.

(5) Auf jedem Stimmzettel ist anzugeben, wie viele Stimmen abgegeben werden können.

§ 15
Briefwahl

(1) Wahlberechtigte können mündlich oder schriftlich bei der Wahlleiterin oder beim Wahlleiter Briefwahl beantragen. Der
schriftliche Antrag muss am achten Werktag vor dem Wahltermin bis 16.00 Uhr bei der Wahlleiterin oder beim Wahl-
leiter eingegangen sein; der mündliche Antrag kann bis 12.00 Uhr des siebenten Werktages vor dem Wahltermin im
Büro der Wahlleiterin oder des Wahlleiters gestellt werden; für den Antrag gilt § 2 Absatz 2 und § 16 Absatz 6 Satz 2 ent-
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sprechend. Auf den Antrag sind den Wahlberechtigten ein Wahlschein, die Stimmzettel für die betreffende Wahl, ein
Wahlumschlag und ein Wahlbriefumschlag auszuhändigen oder zu übersenden. Der Wahlschein muss Name, Vorname,
Anschrift, Gruppenzugehörigkeit und Fachbereich oder Dienststelle der Wahlberechtigten sowie die vorgedruckte Er-
klärung enthalten, dass sie die Stimmzettel persönlich ausgefüllt haben. Ferner sind auf dem Wahlschein die für das
Briefwahlverfahren notwendigen Hinweise zu geben.

(2) Briefwahlunterlagen werden nur einmal ausgehändigt oder übersandt, die Aushändigung oder Übersendung ist im Wäh-
lerverzeichnis zu vermerken.

(3) Der Antrag auf Briefwahl schließt die Teilnahme an der Urnenwahl aus, es sei denn, die Wahlberechtigten legen ihren
Wahlschein (Absatz 1) vor.

(4) Bei Briefwahl kennzeichnen die Wahlberechtigten die Stimmzettel - bei personalisierter Verhältniswahl nach § 13 Absatz
2, bei Mehrheitswahl nach § 14 Absatz 3 -, legen sie in den Wahlumschlag und verschließen diesen. Sie füllen den Wahl-
schein aus und unterzeichnen die dort vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Ortes und des Tages. Wahlumschlag und
Wahlschein legen sie in den Wahlbriefumschlag und verschließen diesen. Die Wahlberechtigten übersenden den Wahl-
briefumschlag durch die Post an die Wahlleiterin oder den Wahlleiter oder geben ihn dort ab. Der Wahlbriefumschlag
muss bis zum Ende der Urnenwahl bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter eingegangen sein. Die eingegangenen Wahl-
briefumschläge sind mit einem Eingangsvermerk zu versehen und bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter verschlos-
sen aufzubewahren.

(5) Vor Beginn der Stimmenauszählung übergibt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter die eingegangenen Wahlbriefum-
schläge der oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes. Der Wahlvorstand öffnet die rechtzeitig eingegangenen Wahl-
briefumschläge und entnimmt den Wahlschein und den Wahlumschlag. Enthält der Wahlbriefumschlag die in § 15 Abs.
1 Satz 3 bezeichneten Unterlagen, so entnimmt der Wahlvorstand den Stimmzettel aus dem Wahlumschlag und legt ihn
nach einer Überprüfung des Wahlbriefvermerks im Wählerverzeichnis uneingesehen in gefaltetem Zustand in die Wahl-
urne Die Wahlscheine werden gesammelt.

(6) Ein Wahlbrief wird samt Inhalt zurückgewiesen, wenn

1. er nicht rechtzeitig eingegangen ist.

2. sich Stimmzettel außerhalb des Wahlumschlages befinden,

3. Stimmzettel so gefaltet sind, dass die Stimmabgabe erkennbar ist,

4. ein nicht unterschriebener oder kein Wahlschein beiliegt, oder

5. der Wahlumschlag und darin befindliche Stimmzettel nach Größe oder Farbe nicht übereinstimmen.

Auf dem Wahlbriefumschlag ist der Grund für die Zurückweisung anzugeben.

§ 16
Urnenwahl

(1) Die Urnenwahl findet an drei aufeinanderfolgenden Werktagen (außer samstags) in der Zeit von 10 bis mindestens 16.00
Uhr statt.

(2) Die Stimme ist in dem in der Wahlbekanntmachung genannten Wahllokal abzugeben; im Einzelnen ist die Eintragung im
Wählerverzeichnis maßgebend.

(3) Der Wahlraum muss so ausgestattet sein, dass die Wahlberechtigten die Stimmzettel von anderen unbeobachtet aus-
füllen können.

(4) Während der Zeit der Stimmabgabe haben die jeweils Wahlberechtigten und die Presse Zutritt zum Wahlraum. Im Wahl-
raum ist jede Beeinflussung der Wahlberechtigten untersagt.

(5) Während der Wahlhandlung müssen mindestens zwei Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder des Wahlvorstandes
anwesend sein; sind Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer bestellt (§ 4 Abs. 9), so genügt die Anwesenheit eines Mitglieds
oder stellvertretenden Mitglieds des Wahlvorstands und einer Wahlhelferin oder eines Wahlhelfers.

(6) Zur Stimmabgabe wird nicht zugelassen, wer nicht im Wählerverzeichnis eingetragen ist oder wer laut Wählerverzeich-
nis Briefwahl beantragt hat und seinen Wahlschein nicht vorlegt. Die Wahlberechtigten haben sich auf Verlangen durch
einen gültigen Personalausweis, Reisepass, Führerschein, Bediensteten- oder Studierendenausweis (TUNIKA) oder in-
ternationalen Studierendenausweis über ihre Person auszuweisen.

(7) Die Wahlberechtigten füllen die Stimmzettel - bei personalisierter Verhältniswahl nach § 13 Abs. 2, bei Mehrheitswahl
nach § 14 Abs. 3 - aus und werfen diesen in nach innen gefaltetem Zustand eingefügt in die Wahlurne. Der Wahlvorstand
vermerkt die Stimmabgabe im Wählerverzeichnis.
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§ 16a
Hochschulwahlen im Wintersemester 2020/2021

(1) Die Hochschulwahlen (Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten) im Wintersemester 2020/2021 werden aus-
schließlich als Briefwahl durchgeführt. Die in § 15 Abs. 1 Satz 3 bezeichneten Unterlagen werden durch die Wahlleiterin
oder den Wahlleiter an alle wahlberechtigten Personen von Amts wegen ohne Antrag versandt.

(2) Der Wahlbrief muss bis zum Wahltermin, 16:00 Uhr, bei der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter eingegangen sein.

(3) Die Fristen nach § 7 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 verlängern sich um 28 Kalendertage. Abweichend von § 11 Abs. 7 übergibt die
Wahlleiterin oder der Wahlleiter das Wählerverzeichnis vor Beginn der Stimmenauszählung der oder dem Vorsitzenden
des Wahlvorstandes. Wahltermin im Sinne dieser Wahlordnung ist abweichend von § 6 Abs. 2 der Tag, bis zu dem die
Wahlbriefe eingegangen sein müssen. Dieser Tag wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten festgelegt.

§ 17
Feststellung des Wahlergebnisses und Ungültigkeit der Stimmabgabe

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich nach Ablauf der Wahlzeit das Wahlergebnis fest; er zählt die Stimmen aus und ent-
scheidet über die Gültigkeit der Stimmabgabe.

(2) Eine Stimme ist ungültig, wenn

1. der Stimmzettel nicht amtlich hergestellt ist,

2. der Stimmzettel nicht gekennzeichnet ist oder die Kennzeichnung den Willen der Wahlberechtigten nicht eindeutig
erkennen lässt,

3. der Stimmzettel einen Zusatz, eine Verwahrung, einen Vorbehalt oder sonstige Änderungen enthält, die nicht der
Kennzeichnung dienen,

4. der Stimmzettel ganz durchgestrichen oder durchgerissen ist,

Bei Mehrheitswahl ist darüber hinaus eine Stimmabgabe ungültig, wenn

1. mehr Personen aufgeführt sind, als zulässig ist,

2. eine wählbare Person mehr als einmal aufgeführt ist, hinsichtlich der weiteren Benennung,

3. die gewählte Person nicht oder nicht in der betreffenden Gruppe wählbar ist, hinsichtlich dieser Person,

4. die Person des Gewählten nicht zweifelsfrei zu erkennen ist, hinsichtlich dieser Person.

5. Bei Mehrheitswahl gilt Satz 1 Ziffer 3 mit der Einschränkung, dass wegen einer Streichung, eines Zusatzes, einer Ver-
wahrung, eines Vorbehaltes oder einer sonstigen Änderung gegenüber einer einzelnen Person die Stimmabgabe nur
hinsichtlich dieser Person ungültig ist.

Der Grund für die Ungültigkeit ist auf dem Stimmzettel zu vermerken.

(3) Der Wahlvorstand stellt fest, welche Mitglieder und Ersatzmitglieder für jede Gruppe bei der personalisierten Verhält-
niswahl nach § 2 Abs. 6 Nr. 1 und § 13 Abs. 4 und bei der Mehrheitswahl nach § 2 Abs. 6 Nr. 2 in das Gremium gewählt
sind.

(4) Über die Wahlhandlung und die Festsetzung der Wahlergebnisse wird eine Niederschrift angefertigt. Sie ist von den mit-
wirkenden Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen. Die Niederschrift muss enthalten

1. die Angabe der gewählten Organe,

2. die Namen der Mitglieder des Wahlvorstandes,

3. Beanstandungen und besondere Vorkommnisse bei der Feststellung des Wahlergebnisses,

4. die Zahl der Wahlberechtigten für jedes Organ und in jeder Gruppe,

5. die Zahl der zurückgewiesenen Wahlbriefumschläge,

6. die Zahl der für das jeweilige Organ in jeder Gruppe abgegebenen Stimmen,

7. die Zahl der für das jeweilige Organ in jeder Gruppe abgegebenen gültigen Stimmen,

8. die Zahl der für das jeweilige Organ in jeder Gruppe abgegebenen ungültigen Stimmen,

9. die Zahl der auf die einzelnen Wahlvorschläge bei personalisierter Verhältniswahl und auf die einzelnen Personen bei
Mehrheitswahl entfallenden Stimmen,

10. Feststellung nach Absatz 3.
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(5) Der Niederschrift sind beizufügen

1. die gültigen Stimmzettel, getrennt nach Gruppen, bei personalisierter Verhältniswahl außerdem getrennt nach gleich-
lautenden Stimmen,

2. die für ungültig erklärten Stimmzettel,

3. die zurückgewiesenen Wahlbriefumschläge samt Inhalt.

§ 18 
Benachrichtigung der Gewählten, Bekanntgabe

(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter benachrichtigt die gewählten Mitglieder und Ersatzmitglieder und fordert sie auf,
binnen drei Tagen nach Zustellung der Benachrichtigung schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Dabei ist da-
rauf hinzuweisen, dass die Wahl als angenommen gilt, wenn innerhalb dieser Frist keine Erklärung eingeht.

(2) Sind die Gewählten im Zeitpunkt ihrer Wahl zum Fachbereichsrat Mitglied oder Ersatzmitglied des Personalrates, erklä-
ren sie innerhalb einer Woche, ob sie unter Verzicht ihrer Mitgliedschaft in der Personalvertretung die Wahl annehmen.
Andernfalls gilt die Wahl als abgelehnt.

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter gibt das endgültige Ergebnis der Wahl unverzüglich durch datierten Aushang be-
kannt. Die Wahlunterlagen sind von der Wahlleiterin oder vom Wahlleiter zwei Jahre lang aufzubewahren.

Dritter Teil
Besondere Vorschriften für die Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten, 

der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, der Dekaninnen und Dekane, 
der Prodekaninnen und Prodekane und der Mitglieder der Universität in den Hochschulrat

§ 19 
Sitzungen für die Wahlen

(1) Die Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten finden in Sitzungen
des Senates, die Wahlen der Dekaninnen und Dekane sowie der Prodekaninnen und Prodekane in Sitzungen der Fach-
bereichsräte statt. Sind nach § 2 Abs.6 Nr. 3 mehrere Wahlgänge erforderlich, so finden sie in einer Sitzung statt. Die kon-
stituierenden Sitzungen der Fachbereichsräte werden bis zur Wahl der Dekaninnen und Dekane von der jeweils amtie-
renden Dekanin oder dem amtierenden Dekan geleitet. Hat der Fachbereich keine amtierende Dekanin oder keinen am-
tierenden Dekan, tritt an deren Stelle die Prodekanin oder der Prodekan, danach die Prodekanin (Studiendekanin) oder
der Prodekan (Studiendekan); hat der Fachbereich auch keine amtierenden Prodekaninnen oder keine amtierenden Pro-
dekane, tritt an deren Stelle die Präsidentin oder der Präsident.

(2) Die Wahlberechtigten sind mindestens eine Woche vor dem Wahltermin zu den Sitzungen, in denen die Wahlen statt-
finden, schriftlich einzuladen. In der Einladung ist darauf hinzuweisen, wo und wann die Wahl stattfindet sowie wer
wahlberechtigt und wer wählbar ist. Die Einladung ist zudem durch Aushang bekannt zu machen. Für die Wahl der Prä-
sidentin oder des Präsidenten werden die Wahlberechtigten von der dienstältesten Vizepräsidentin oder dem dienstäl-
testen Vizepräsidenten und für die Wahl der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten von der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten eingeladen. Für die Wahlen der Dekaninnen und Dekane sowie der Prodekaninnen und Prodekane erfolgt die
Einladung durch die jeweils amtierende Dekanin oder den amtierenden Dekan; Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Ist nach Feststellung des Wahlvorstandes zu einer Sitzung des Senates oder des Fachbereichsrates, in der gewählt wer-
den soll, nicht die Mehrheit der Mitglieder erschienen, findet die Wahl nicht statt; es wird eine zweite Sitzung einberu-
fen. Die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten sowie der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten kann auch in der
zweiten oder gegebenenfalls jeder weiteren Sitzung nur erfolgen, wenn die Mehrheit der Mitglieder des Senates er-
schienen ist. Für die Durchführung der übrigen Wahlen ist die Zahl der in der zweiten Sitzung erschienenen Wahlbe-
rechtigten ohne Bedeutung. Hierauf ist in jeder Einladung ausdrücklich hinzuweisen.

§ 20 
Zusammensetzung des Wahlvorstandes

(1) Den Wahlvorstand für die Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten bilden die dienstälteste Vizepräsidentin oder der
dienstälteste Vizepräsident und für die Wahl der Vizepräsidentinnen und der Vizepräsidenten die Präsidentin oder der
Präsident als vorsitzendes Mitglied, die Schriftführerin oder der Schriftführer des Senates und eine von der oder dem Vor-
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sitzenden zu bestimmende Beisitzerin oder Beisitzer; kandidiert die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes selbst,
wählt der Senat ein  Mitglied aus der Gruppe der Hochschul- lehrerinnen und Hochschullehrer zur oder zum vorsitzen-
den Mitglied des Wahlvorstandes.

(2) Den Wahlvorstand für die Wahlen der Dekaninnen und Dekane sowie der Prodekaninnen und Prodekane bilden die je-
weils amtierende Dekanin oder der amtierende Dekan als vorsitzendes Mitglied, die Schriftführerin oder der Schriftfüh-
rer des Fachbereichsrates und eine vom vorsitzenden Mitglied zu bestimmende Beisitzerin oder Beisitzer. Ist die amtie-
rende Dekanin oder der amtierende Dekan zur Wiederwahl vorgeschlagen oder hat der Fachbereichsrat keine amtierende
Dekanin oder keinen amtierenden Dekan, übernimmt die amtierende Prodekanin oder der amtierende Prodekan, danach
die Prodekanin (Studiendekanin) oder der Prodekan (Studiendekan), den Vorsitz. Hat der Fachbereichsrat auch keine
Prodekaninnen oder keine Prodekane oder sind diese zur Wahl vorgeschlagen, wählt der Fachbereichsrat mit der Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen ein nicht vorgeschlagenes Mitglied zum vorsitzenden Mitglied des Wahlvorstandes.

§ 21 
Wahlvorschläge, Stimmzettel

(1) Zur Präsidentin oder zum Präsidenten kann nur gewählt werden, wer nach § 80 Abs. 2 und 3 HochSchG vorgeschlagen
ist. Zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten kann nur gewählt werden, wer nach § 82 Abs. 2 Satz 4 HochSchG von
der Präsidentin oder dem Präsidenten vorgeschlagen ist oder, sofern diese oder dieser von dem Vorschlagsrecht keinen
Gebrauch macht, nach § 74 Abs. 3 Satz 1 HochSchG vom Hochschulrat vorgeschlagen ist. Zur Dekanin und zum Dekan
oder zur Prodekanin und zum Prodekan kann nur gewählt werden, wer von einer oder einem Wahlberechtigten in der
Sitzung vorgeschlagen ist und der Kandidatur zugestimmt hat.

(2) Bei den Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten und der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten sind auf dem
Stimmzettel die Namen der Bewerberinnen oder Bewerber in der durch Los bestimmten Reihenfolge aufzuführen. Die
Wahlberechtigten kennzeichnen durch ein Kreuz die Person, der sie ihre Stimme geben wollen. Bei den Wahlen der De-
kaninnen und der Dekane sowie der Prodekaninnen und Prodekane werden unbeschriftete Stimmzettel verwandt. Die
Wahlberechtigten tragen darauf den Namen der vorgeschlagenen Person ein, der sie ihre Stimme geben wollen.

§ 22 
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich nach Durchführung der Wahl das Wahlergebnis fest und gibt es mündlich bekannt.
Für die Entscheidung, ob die Stimmabgabe ungültig ist, gilt § 17 Abs. 2 entsprechend. Über die Wahlhandlung und die
Feststellung des Wahlergebnisses ist eine Niederschrift zu fertigen.

(2) Die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes fragt die gewählte Person, ob sie die Wahl annimmt. Ist die gewählte Per-
son nicht anwesend, so wird sie von der oder dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes schriftlich gegen Empfangsbestä-
tigung benachrichtigt. In der Benachrichtigung ist die gewählte Person aufgefordert, binnen einer bestimmten Frist
schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annimmt. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl als abgelehnt gilt, wenn in-
nerhalb dieser Frist keine Erklärung eingeht.

(3) Die oder der Vorsitzende des Wahlvorstandes übersendet die Wahlunterlagen der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter. §
18 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

§ 23 
Wahl der Mitglieder der Universität in den Hochschulrat

(1) Zu Mitgliedern des Hochschulrates können alle Mitglieder der Universität Trier nach Maßgabe des § 37 Abs. 2 Satz 1
HochSchG gewählt werden.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident fordert die Mitglieder der Universität, insbesondere die Fachbereiche, auf, begrün-
dete Vorschläge für die Wahl der Mitglieder des Hochschulrates durch den Senat einzureichen und gibt dabei zu beach-
tende Auswahlkriterien bekannt.

(3) Auswahlkriterien sind insbesondere:

- Die Kandidatin oder der Kandidat sollte eine Persönlichkeit sein, die als Mitglied des Hochschulrates die Gewähr dafür
bietet, die in § 74 Abs. 2 HochSchG genannten Aufgaben wahrzunehmen und die Anliegen der Universität über alle
Fachbereiche und Einrichtungen hinweg überzeugend zu vertreten.

- Die Kandidatin oder der Kandidat sollte die Gewähr dafür bieten, sich mit allem Nachdruck für eine Profilbildung,
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Universität Trier in Forschung, Lehre und Studium einzusetzen.
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- Die Kandidatin oder der Kandidat sollte die Gewähr dafür bieten, als Mitglied des Hochschulrates für dessen Arbeit
zur Verfügung zu stehen und bei Abwägung der sonst von ihm wahrzunehmenden Aufgaben die notwendige Zeit für
die Funktion als Mitglied des Hochschulrates aufzubringen.

(4) Der begründete Vorschlag muss in schriftlicher Form mit der schriftlichen Zustimmungserklärung der Kandidatin oder des
Kandidaten bei der Präsidentin oder dem Präsidenten eingereicht werden. Die Kandidatinnen oder die Kandidaten haben
ihre Vorstellungen über die Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Mitglied des Hochschulrates in einer Kurzdarstellung vor-
zulegen.

(5) Die Mitglieder des Senates erhalten Kenntnis von allen Vorschlägen.

(6) Der Senat wählt aus der Reihe der Vorgeschlagenen die von ihm zu berufenden Mitglieder des Hochschulrates. Sind
mehr Vorschläge vorhanden als Sitze im Hochschulrat zu besetzen sind, ermittelt der Senat zunächst die Reihenfolge
der Abstimmung über die vorgeschlagenen Kandidatinnen oder Kandidaten. Dabei verfügt jedes Senatsmitglied über so
viele Stimmen, wie Sitze im Hochschulrat zu vergeben sind, wobei für jede Kandidatin oder jeden Kandidaten jeweils
nur eine Stimme abgegeben werden kann.

(7) Im Anschluss daran wird in der Reihenfolge der je Kandidatin oder Kandidat erreichten Stimmen abgestimmt. Bei Rang-
gleichheit wird in einem weiteren Abstimmungsgang, bei dem jedes Mitglied nur eine Stimme hat, die weitere Rang-
folge ermittelt. Eine Listenwahl ist zulässig. Zum Mitglied des Hochschulrates ist gewählt, wer zwei Drittel der Stimmen
der stimmberechtigten Mitglieder des Senates erhält. Sobald alle fünf vom Senat zu berufenden Mitglieder des Hoch-
schulrates gewählt worden sind, ist die Wahl beendet.

(8) Wird unter den Vorgeschlagenen nicht die erforderliche Zahl von fünf Mitgliedern des Hochschulrates gewählt, erfolgt
ein weiterer Wahlgang. Wird auch danach die erforderliche Zahl von fünf Mitgliedern des Hochschulrates nicht erreicht,
wird das Verfahren nach Absatz 2 für die restlichen noch zu vergebenden Sitze im Hochschulrat wiederholt. Eine wie-
derholte Kandidatur bei Neuausschreibung ist möglich.

Vierter Teil 
Wahlanfechtung, Schlussbestimmungen

§ 24
Einspruch, Wahlprüfung

(1) Wahlberechtigte können die Gültigkeit einer Wahl, zu der sie wahlberechtigt waren, innerhalb einer Woche nach Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses durch Einspruch anfechten. Der Einspruch ist schriftlich bei der Präsidentin oder dem
Präsidenten der Universität einzulegen und zu begründen; er soll nach Möglichkeit Beweismittel angeben.

(2) Über den Einspruch entscheidet ein Wahlprüfungsausschuss, der vom Senat für jede Wahl oder mehrere Wahlen gebil-
det wird. Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, die verschiedenen Gruppen angehören sollen; er
wählt aus seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied. Der Wahlprüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn außer dem vor-
sitzenden Mitglied mindestens zwei Mitglieder anwesend sind; § 4 Abs. 8 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Der Wahlprü-
fungsausschuss hat seine Entscheidungen schriftlich zu begründen und dem Anfechtenden zuzustellen sowie der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten der Universität zu übermitteln.

(3) Ein Einspruch kann nur darauf gestützt werden, dass bei der Wahlvorbereitung, der Wahlhandlung oder der Ermittlung
des Wahlergebnisses gegen wesentliche Vorschriften des Hochschulgesetzes oder der Grundordnung verstoßen wurde,
und ohne diesen Verstoß das Ergebnis hinsichtlich der gewählten Person ein anderes sein könnte. Ein Einspruch mit der
Begründung, dass eine wahlberechtigte Person an der Ausübung des Wahlrechts gehindert gewesen sei, weil sie keine
Briefwahlunterlagen erhalten habe, nicht oder nicht in der richtigen Wahlgruppe in das Wählerverzeichnis eingetragen
worden sei oder dass eine Person an der Wahl teilgenommen habe, die zwar in das Wählerverzeichnis eingetragen, aber
nicht wahlberechtigt gewesen sei, ist unzulässig.

(4) Einem Einspruch nach Absatz 3 Satz 1 kann nur durch Ungültigkeitserklärung nur dann entsprochen werden, wenn nach
der Überzeugung des Wahlprüfungsausschusses der Verstoß zu einem anderen Ergebnis geführt haben könnte und die-
ses Ergebnis nicht berichtigt werden kann. Beschränkt sich der Verstoß auf die Wahlvorbereitung, die Wahlhandlung
oder die Ermittlung des Wahlergebnisses innerhalb einer Wahlgruppe, kann nicht die ganze Wahl für ungültig erklärt
werden.

(5) Wird eine Wahl für ungültig erklärt, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der Handlungen, die von dem gewählten Gre-
mium, der gewählten Person oder den gewählten Personen bis zum Zeitpunkt der Ungültigkeitserklärung vorgenom-
men worden sind.
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§ 25
Wiederholungswahl, Nachwahl

(1) Wahlen sind insoweit zu wiederholen, als sie für ungültig erklärt worden sind (Wiederholungswahl).

(2) Eine Nachwahl findet statt, wenn und soweit

1. eine Wahl ganz oder teilweise nicht durchgeführt worden ist, weil das Wahlverfahren auf Grund eines Beschlusses
des Wahlvorstandes wegen eines Verstoßes gegen Wahlrechtsvorschriften abgebrochen wurde;

2. eine Gruppe zum Zeitpunkt der Wahl keine oder zu wenig Angehörige hatte, sobald die Zahl der Angehörigen der
Gruppe die Zahl der ihr im Gremium zustehenden Sitze übersteigt;

3. nach Feststellung des Wahlergebnisses die Wahl insgesamt oder in einer Gruppe nicht zustande gekommen ist. In die-
sem Fall findet nur eine Nachwahl statt;

4. während der Amtszeit eines Gremiums eines seiner Mitglieder ausscheidet und kein Ersatzmitglied derselben Gruppe
mehr nachrücken kann;

5. die Anzahl der Wahlmitglieder eines Gremiums nach Eintritt der Ersatzmitglieder unter die für die Beschlussfähigkeit
erforderliche Anzahl sinkt.

Die Notwendigkeit einer Nachwahl stellt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter fest und bestimmt, auf welche Gruppen sich
die Nachwahl erstreckt.

Bei einer Nachwahl sind die fehlenden Mitglieder sowie Ersatzmitglieder zu wählen.

(3) Ändert sich die Zahl der Fachbereiche, sind die Organe der betroffenen Fachbereiche neu zu wählen. In diesem Falle ist
gleichzeitig auch die Vertretung der Gruppe der Professoren der betroffenen Fachbereiche sowie die Vertretung der
Studierenden und der Gruppe der akademischen Mitarbeiter im Senat neu zu wählen.

(4) Für eine Wiederholungswahl und für eine Nachwahl gelten die für die entsprechende Hauptwahl maßgebenden Be-
stimmungen sinngemäß. Findet die Wiederholungswahl im gleichen Semester wie die Hauptwahl statt, wird nach den
für die Hauptwahl maßgebenden Wahlvorschlägen und Wählerverzeichnissen gewählt, sofern die Wahl nicht wegen der
Wahlvorschläge oder der Wählerverzeichnisse für ungültig erklärt worden ist.

Bei einer Nachwahl kann die Wahlleiterin oder der Wahlleiter bestimmen, dass

1. die Wahlbekanntmachung spätestens am siebten Tag vor dem Wahltermin erfolgt und Wahlvorschläge bis 16 Uhr des
dritten Tages vor dem Wahltermin eingereicht sein müssen;

2. die Urnenwahl an einem Werktag in der Zeit von 10 bis 14 Uhr stattfindet;

3. der Wahlvorstand aus drei Mitgliedern und drei stellvertretenden Mitgliedern besteht.

§ 26
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Trier -Amtliche Bekanntma-
chungen in Kraft.

Trier, 13. November 2020

Der Vorsitzende des Senates
der Universität Trier
Universitätsprofessor Dr. Michael Jäckel
Präsident



Nr. 73 / Seite 17 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 23. November 2020

Dritte Ordnung zur Änderung der Teil-Grundordnung (Wahlordnung) 
für die Wahlen der Organe der Universität Trier

Vom 20. November 2020

Auf Grund des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Nr. 1 und § 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Hochschulgesetzes
(HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), geändert durch § 24 des Gesetzes vom 15. Oktober 2020 (GVBl. S. 547),
BS 223-41, hat der Senat der Universität Trier am 12. November 2020 mit Zustimmung des Hochschulrates vom 19. No-
vember 2020 die folgende Ordnung zur Änderung der Teil-Grundordnung (Wahlordnung) für die Wahlen der Organe der Uni-
versität Trier beschlossen. Diese Ordnung hat das Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur mit Schreiben vom
19. November 2020, Az: 7211-0005#2020/0002-1501 15325 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

Artikel 1 Aufhebung

Die Teil-Grundordnung (Wahlordnung) für die Wahlen der Organe der Universität Trier vom 25. Oktober 2004 (StAnz.
S.1.489), zuletzt geändert durch die Zweite Ordnung zur Änderung der Teil-Grundordnung (Wahlordnung) für die Wahlen
der Organe der Universität Trier vom 17. August 2016 (VerkBl. Nr. 45 S. 35), wird aufgehoben.

Artikel 2 Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Trier - Amtliche Bekanntma-
chungen in Kraft.

Trier, 20. November 2020

Der Vorsitzende des Senates
der Universität Trier
Universitätsprofessor Dr. Michael Jäckel
Präsident
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Organisationsstatut
des Philosophischen Forschungsinstituts für Medien und Kultur 

im Fachbereich I der Universität Trier

Vom 20. November 2020

Der Senat der Universität Trier hat am 12. November 2020 auf Grund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und des § 76 Abs. 2 Nr. 7
des Hochschulgesetzes vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), das nachfolgende Organisationsstatut des Philosophischen
Forschungsinstituts für Medien und Kultur im Fachbereich I der Universität Trier beschlossen. Der Hochschulrat der Uni-
versität Trier hat der damit verbundenen Änderung des Forschungsinstituts mit Beschluss vom 19. November 2020 zuge-
stimmt.

§ 1
Organisationsform

Das Philosophische Forschungsinstitut für Medien und Kultur (im Folgenden „Forschungsinstitut") ist eine wissenschaftliche
Einrichtung des Fachbereichs I der Universität Trier.

§ 2
Ziele und Aufgaben des Forschungsinstituts

(1) Ausgehend von der grundlegenden Medienbezogenheit philosophischer Konzeptionen und besonders angesichts ihrer
vielfältigen Ausprägung in kulturellen Kontexten verfolgt das Forschungsinstitut das Ziel, mediale Erzeugnisse philoso-
phischer Reflexion in ihrem historisch-kulturellen Kontext zu bearbeiten und hinsichtlich ihrer sprachlichen oder gege-
benenfalls symbolischen Konfiguration zu beleuchten. Dabei sollen ideengeschichtlich relevante Untersuchungsgegen-
stände in der historischen Breite des Fachs Philosophie, wie es an der Universität Trier vertreten ist, erschlossen werden.
Dies soll durch innerfachliche Zusammenarbeit unter der Ägide des Forschungsinstituts, überfachlich-interdisziplinäre
 Kollaborationen innerhalb der Universität Trier sowie im nationalen und internationalen Austausch mit dem Personal
 anderer wissenschaftlicher Einrichtungen erfolgen. Die Ergebnisse der jeweiligen Unternehmungen sollen ihrerseits nach
Möglichkeit durch aktuelle Medientechniken dargestellt und kommuniziert werden, um das Forschungsinstitut in
 akademischen sowie öffentlichen Diskursen sichtbar zu gestalten.

(2) Zentrale Aufgaben zur Erfüllung der inhaltlichen Ziele bestehen

1. in der Erarbeitung und Publikation von Editionen und Übersetzungen;

2. in der Veröffentlichung sprachlicher oder anderweitiger Hilfsmittel zur Erschließung medialer Korpora;

3. in der computergestützten Aufbereitung derselben (insbesondere unter Berücksichtigung von Methoden der Digital
Humanities);

4. in der Förderung des Bewusstseins um die Medienbezogenheit philosophischer Konzeptionen durch weiterbildende
oder auch extra-curriculare Veranstaltungsformate (etwa Workshops, Summer Schools etc.).

(3) Die genannten Aufgaben und Ziele des Forschungsinstituts werden durch die Organisation und Durchführung akademi-
scher und öffentlicher Vortrags- und Tagungsveranstaltungen ergänzt.

§ 3
Leitung

(1) Das Forschungsinstitut wird von zwei Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern des Fachs Philosophie im Beschäfti-
gungsverhältnis auf Lebenszeit geleitet. In begründeten Ausnahmefällen kann eines der beiden Mitglieder der Leitung
auch eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer des Fachs Philosophie im Beschäftigungsverhältnis auf Zeit sein.
Die Leitung wird für eine Amtszeit von drei Jahren vom Fachbereichsrat im Einvernehmen mit der Präsidentin oder dem
Präsidenten bestellt. Eine wiederholte Bestellung ist zulässig. 

(2) Ein Mitglied der Leitung übernimmt nach Absprache die Aufgaben der geschäftsführenden Leitung. 

(3) Zu den Aufgaben der geschäftsführenden Leitung gehören insbesondere:

• die Organisation und verwaltungsmäßige Abwicklung der Angelegenheiten des Forschungsinstituts;

• die Erstellung eine Entwicklungs- und Finanzplans;

• die jährliche Erstellung eines Tätigkeitsberichts.
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§ 4
Geschäftsführung

Die Leitung kann im Einvernehmen mit der Dekanin oder dem Dekan eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer
bestellen, der die Leitung bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützt.

§ 5
Mitgliedschaft

(1) Das Forschungsinstitut steht allen Mitgliedern der Universität Trier für eine interdisziplinäre Zusammenarbeit offen, so-
weit ein sachlicher Bezug zur Aufgabenstellung des Instituts gegeben ist. Über den Antrag auf Mitgliedschaft entschei-
det die Leitung im Einvernehmen mit der Dekanin oder dem Dekan. 

(2) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die nicht der Universität Trier angehören, können auf Antrag als assoziierte
Mitglieder aufgenommen werden, wenn sie einen mit der Aufgabenstellung des Instituts korrespondierenden For-
schungsschwerpunkt verfolgen. Über den Antrag entscheidet die Leitung im Einvernehmen mit der Dekanin oder dem
Dekan.

§ 6
Finanzierung

Das Forschungsinstitut finanziert sich aus den Mitteln der beteiligten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und aus
vom Institut eingeworbenen Drittmitteln.

§ 7
Verwaltung

Die Verwaltung der Personal- und Sachmittel erfolgt durch die Universitätsverwaltung. 

§ 8
Informationspflichten

(1) Die Information der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt durch die Leitung des Forschungsinstituts rechtzeitig und
in geeigneter Form.

(2) Die Leitung legt dem Rat des Fachbereichs I jährlich einen Tätigkeitsbericht vor. 

§ 9
Inkrafttreten

Das Organisationsstatut tritt am Tage nach seiner Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Trier – Amtliche
Bekanntmachungen – in Kraft. Gleichzeitig tritt das Organisationsstatut des Philosophischen Forschungsinstituts für Medien
und Kultur im Fachbereich I vom 2. Juni 2000 außer Kraft. 

Trier, den 20. November 2020

Der Präsident
Prof. Dr. Michael Jäckel
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Organisationsstatut:
Trier Center for Digital Humanities (TCDH)

Vom 20. November 2020

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und des § 76 Abs. 2 Nr. 7 des Hochschulgesetzes vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461),
hat der Senat der Universität Trier am 12. November 2020 das nachfolgende Organisationsstatut für das Trier Center for
 Digital Humanities (TCDH) der Universität Trier beschlossen. Es wird hiermit bekannt gemacht. Der Hochschulrat der
 Universität Trier hat der Errichtung des TCDH mit Beschluss vom 19. November 2020 zugestimmt. 

§ 1 
Organisationsform

Das „Trier Center for Digital Humanities“ (TCDH) ist eine zentrale wissenschaftliche Einrichtung der Universität Trier im Sinne
des § 90 HochSchG. Es steht unter der Verantwortung des Senats.

§ 2
Aufgaben

(1) Aufgabe des TCDH ist die Förderung wissenschaftlicher Forschung im Bereich der Entwicklung und des Einsatzes com-
putergestützter, digitaler Methoden und Technologien für die Bearbeitung geisteswissenschaftlicher Fragestellungen. Das
TCDH organisiert seine Aktivitäten in mehrere Forschungsbereiche: (a) Digitale Edition und digitale Lexikographie, (b) Soft-
ware-Systeme und Forschungsinfrastruktur sowie (c) Digitale Literatur- und Kulturwissenschaft. Die Leitung des TCDH
 aktualisiert in regelmäßigem Abstand (mindestens alle 3 Jahre) die Schwerpunkte innerhalb der Forschungsbereiche. 

(2) Die Förderung gemäß Abs. 1 erfolgt vorrangig durch die finanzielle, personelle, infrastrukturelle und/oder organisatori-
sche Unterstützung bei der Beantragung und Durchführung von Forschung im Rahmen von drittmittelgeförderten
 Projekten und Verbünden oder Qualifikationsarbeiten sowie durch die Koordination übergreifender bzw. gemeinsamer
Aufgaben für diese Projekte, Verbünde und Qualifikationsarbeiten. Dazu gehören insbesondere die Bereiche Projektbe-
ratung, Projektakquise, Forschungsdatenmanagement, Softwareentwicklung, Kommunikationsdesign, Publikationswe-
sen, Wissenschaftskommunikation, Nachwuchsförderung und Sekretariat.

§ 3 
Leitung

(1) Das „Trier Center for Digital Humanities“ wird von einem Direktorium geleitet, das auf Vorschlag der Präsidentin oder
des Präsidenten vom Senat für eine Amtszeit von jeweils drei Jahren bestellt wird.

(2) Das Direktorium besteht aus mindestens zwei und höchstens vier wissenschaftlichen Direktorinnen oder Direktoren
sowie zwei Leiterinnen oder Leitern der in § 2 Abs. 1 genannten Forschungsbereiche. Darüber hinaus können dem Di-
rektorium Leiterinnen oder Leiter weiterer der in § 2 Abs. 1 genannten Forschungsbereiche sowie eine Vertreterin oder
ein Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des TCDH mit beratender Stimme angehören.

(3) Die wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren müssen Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer im Beschäf-
tigungsverhältnis auf Lebenszeit sein. Mindestens eine wissenschaftliche Direktorin oder ein wissenschaftlicher Direktor
muss dem Fachteil Digital Humanities in Forschung und Lehre vertreten. In begründeten Ausnahmefällen und für die
Dauer von höchstens einer Amtszeit können auch Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Beschäftigungsver-
hältnis auf Zeit sowie maximal eine entpflichtete Hochschullehrerin oder ein entpflichteter Hochschullehrer oder eine
in den Ruhestand versetzte Hochschullehrerin oder ein in den Ruhestand versetzter Hochschullehrer zu wissenschaftli-
chen Direktorinnen und Direktoren bestellt werden.

§ 4 
Geschäftsführung

(1) Das Direktorium wählt eine geschäftsführende Direktorin oder einen geschäftsführenden Direktor sowie deren oder des-
sen Stellvertreterin oder Stellvertreter aus dem Kreis der wissenschaftlichen Direktorinnen und Direktoren im Beschäf-
tigungsverhältnis auf Lebenszeit.

(2) Die Wahl der Geschäftsführung erfolgt für ein Jahr. Wiederwahl ist möglich.
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(3) Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor ist für die Angelegenheiten der laufenden Ver-
waltung verantwortlich. Er/sie vertritt das „Trier Center for Digital Humanities“ in der Öffentlichkeit.

(4) Zu den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung gehören die Vorbereitung und Umsetzung des jährlichen Haushalts-
und Entwicklungsplans, die Einberufung regelmäßiger Sitzungen (mindestens zweimal pro Jahr) sowie die Vorbereitung
von Beschlüssen des Leitungsgremiums, insbesondere hinsichtlich der jährlichen Erstellung eines Haushalts- und Ent-
wicklungsplanes für das „Trier Center for Digital Humanities“ und die Erstellung des Tätigkeitsberichts nach § 9.

§ 5 
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Das „Trier Center for Digital Humanities” bildet einen wissenschaftlichen Beirat. Ihm gehören bis zu 5 Wissenschaft lerin-
nen oder Wissenschaftler mit besonderem Bezug zu den Aufgaben des „Trier Center for Digital Humanities“ an. Die Mit-
glieder des wissenschaftlichen Beirats sind mehrheitlich nicht Mitglieder oder Angehörige der Universität Trier.

(2) Eine Berufung in den Beirat erfolgt auf Vorschlag der Leitung des „Trier Center for Digital Humanities“ durch die
 Präsidentin oder den Präsidenten für die Dauer von bis zu 3 Jahren. Eine wiederholte Berufung ist einmal möglich.

(3) Der wissenschaftliche Beirat tritt auf Einladung der/des geschäftsführenden Leiterin/Leiters, welche/r den Vorsitz des Bei-
rats ohne Stimmrecht wahrnimmt, in der Regel einmal pro Jahr zusammen.

(4) Zu den Aufgaben des wissenschaftlichen Beirats gehört insbesondere die Beratung der Leitung in den grundsätzlichen
wissenschaftlichen und strategischen sowie den damit einhergehenden organisatorischen Fragen.

§ 6 
Finanzierung

Das „Trier Center for Digital Humanities”  wird aus Landesmitteln grundfinanziert.

§ 7 
Verwaltung

Die Verwaltung der Personal- und Sachmittel erfolgt durch die Universitätsverwaltung.

§ 8 
Information

Die Leitung informiert die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des „Trier Center for Digital Humanities” in allen die wissen-
schaftliche Einrichtung betreffenden Fragen rechtzeitig und in geeigneter Form. 

§ 9 
Tätigkeitsbericht

Die Geschäftsführende Direktorin oder der Geschäftsführende Direktor legt zu Beginn eines jeden Jahres für das vorausge-
gangene Jahr dem Senat den Tätigkeitsbericht vor. 

§ 10 
Inkrafttreten

Dieses Organisationsstatut tritt am Tage nach seiner Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Trier – Amtliche
Bekanntmachungen in Kraft.

Trier, den 20. November 2020

Für die Universität Trier
Der Präsident
Prof. Dr. Michael Jäckel
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Ordnung zur Durchfuḧrung von Pruf̈ungen in Abweichung 
von den Regelungen in den Pruf̈ungsordnungen der Universität Trier 

im Zusammenhang mit der SARS-CoV-2 (Corona)-Pandemie

Vom 13. November 2020

Auf Grund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und des § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes in der Fassung vom 23. September
2020 (GVBl. S. 461), hat der Senat der Universität Trier im Benehmen mit den Fachbereichen I, II, III, IV, V und VI am 12. No-
vember 2020 die folgende Ordnung zur Durchfuḧrung von Pruf̈ungen in Abweichung von den Regelungen in den Pruf̈ungs-
ordnungen der Universität Trier im Zusammenhang mit der SARS-CoV-2 (Corona)-Pandemie beschlossen. Diese Ordnung
hat der Präsident am 13. November 2020 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

§ 1
Gegenstand und Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung dient der Aufrechterhaltung des Pruf̈ungsbetriebes trotz der Einschränkungen aufgrund der Maßnah-
men zur Eindämmung der SARS-CoV-2-Pandemie. Sie soll den Studierenden der Universität Trier ein möglichst unge-
hindertes (Weiter-)Studium ermöglichen.

(2) Die Ordnung gilt fur̈ alle Pruf̈ungen in den Bachelor- und Masterstudiengängen der Universität Trier einschließlich der
Lehramtsstudiengänge und für die Prüfungen im Rahmen der Teilstudien- und Prüfungsordnung des Fachbereichs V –
Rechtswissenschaft der Universität Trier für das rechtswissenschaftliche Studium mit dem Ziel der ersten juristischen
Prüfung (TStudPO). Die in der Ordnung getroffenen Regelungen gehen widersprechenden Regelungen in den Pruf̈ungs-
ordnungen fur̈ diese Studiengänge vor.

§ 2
Anmeldung zu den Modulpruf̈ungen, Ruc̈ktritt

(1) Die Regelungen zur Anmeldung zu den Modulpruf̈ungen gelten unverändert fort. Ohne form- und fristgerechte Anmel-
dung gilt eine Pruf̈ung als nicht abgelegt.

(2) Eine Kandidatin oder ein Kandidat kann ohne Angabe von Grun̈den von einer Pruf̈ung zuruc̈ktreten, wenn sie oder er ihren
oder seinen Ruc̈ktritt spätestens am Tag vor der Pruf̈ung ub̈er das Campus-Management-System der Universität erklärt.
Die Frist fur̈ die Erklärung des Ruc̈ktritts endet am Tag vor der Pruf̈ung um 24:00 Uhr.

§ 3
Wiederholung von Pruf̈ungen, Fristüberschreitungen

(1) Die Pflicht, nicht bestandene Modulpruf̈ungen zum nächstmöglichen Termin bzw. zum ersten Termin nach Ablauf von
vier Monaten nach der nicht bestandenen Pruf̈ung zu wiederholen ist ausgesetzt. Dies gilt für die Wiederholungspflich-
ten gemäß § 17 Abs. 4  der Allgemeinen Pruf̈ungsordnung fur̈ die Bachelorstudiengänge an der Universität Trier (APO-
B), der Allgemeinen Pruf̈ungsordnung fur̈ die Masterstudiengänge an der Universität Trier (APO-M), der Allgemeinen
Pruf̈ungsordnung fur̈ den lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang an der Universität Trier (APO-BEd) und der Allge-
meinen Pruf̈ungsordnung fur̈ die Masterstudiengänge fur̈ das Lehramt an Grundschulen, das Lehramt an Realschulen Plus
und das Lehramt an Gymnasien an der Universität Trier (APO-MEd). Dies gilt auch fur̈ die Pflicht, Modulpruf̈ungen, zu
denen die Kandidatin oder der Kandidat aus triftigen Grun̈den nicht erschienen oder von denen sie oder er nach Beginn
aus triftigen Grun̈den zuruc̈kgetreten ist, zum nächstmöglichen Pruf̈ungstermin abzulegen (18 Abs. 3 Satz 8 APO-B, APO-
M, APO-BEd und APO-MEd).

(2) Die Überschreitung der Fristen nach § 10 Absatz 1 und 2 TStudPO, der Wiederholungsfrist nach § 19 Absatz 1 TStudPO
und der Regelstudienzeit nach § 19 Absatz 2 TStudPO um ein Semester bleibt außer Betracht, soweit sie durch einen Rück-
tritt nach § 9 Absatz 1 bedingt war. Dies gilt in den Fällen von § 19 Absatz 1 und 2 TStudPO entsprechend, wenn eine An-
meldung zur Prüfung nicht erfolgt ist, obwohl die Zulassungsvoraussetzungen zum Zeitpunkt des ursprünglichen Frist-
ablaufs vorlagen.
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§ 4
Mun̈dliche Pruf̈ungen

(1) Mun̈dliche Pruf̈ungen finden in der Regel als Präsenzpruf̈ungen unter Beachtung der allgemeinen Abstandsregeln und
Hygienevorschriften statt. Die Anwesenheit von Zuhörerinnen und Zuhörern ist abweichend von § 12 Abs. 4 Satz 1 APO-
B, APO-M, APO-BEd, APO-MEd und § 17 Absatz 4 TStudPO ausgeschlossen.

(2) Mit Zustimmung der oder des Studierenden, die in schriftlicher Form vorliegen muss, können mun̈dliche Pruf̈ungen in
begründeten Ausnahmefällen als Videokonferenz durchgefuḧrt werden. Fur̈ mun̈dliche Pruf̈ungen in Form von Video-
konferenzen gelten folgende Regelungen:

1. Die Pruf̈ung wird unter Verwendung von der Universität bereitgestellter oder empfohlener Videokonferenzsoftware
durchgefuḧrt.

2. Pruf̈erinnen und Pruf̈er und Beisitzerinnen und Beisitzer sollen bei der Durchfuḧrung in Räumen der Universität sein.

3. Zu Beginn der Pruf̈ung muss die oder der Pruf̈ling sich mit amtlichem Lichtbildausweis identifizieren und erklären, dass
sich keine weiteren Personen im Raume befinden und keine unerlaubten Hilfsmittel zur Verfug̈ung stehen. Zu Beginn
wie auch während der Pruf̈ung kann von ihm bzw. ihr verlangt werden, die Kamera in alle Richtungen zu schwenken.

4. Die Pruf̈ung wird auf die ub̈liche Weise protokolliert; es findet keine Aufzeichnung statt.

5. Die Beratung der Note geschieht ohne den Pruf̈ling, ihre Bekanntgabe erfolgt als Teil der Videokonferenz.

§ 5
Schriftliche Studien- und Pruf̈ungsleistungen mit Ausnahme von Klausuren

(1) Schriftliche Studien- und Pruf̈ungsleistungen in Form von Hausarbeiten, Portfoliopruf̈ungen und Bachelor- und Master-
arbeiten finden statt. Bei der Auswahl des Themas und der Aufgabenstellung sollen die vorhandenen Nutzungsmöglich-
keiten der Bibliothek und der Labore beruc̈ksichtigt werden.

(2) Die Anmeldung zu Bachelor- und Masterarbeiten erfolgt mittels Formular, das den Kandidatinnen und Kandidaten in
elektronischer Form vom Hochschulpruf̈ungsamt zur Verfug̈ung gestellt wird.

§ 6
Klausuren

Fur̈ Klausuren gelten Durchfuḧrungsbestimmungen, die die Einhaltung der allgemeinen Abstandsregeln und Hygienevor-
schriften sicherstellen.

§ 7
Teilnahme an angebotenen Lehrveranstaltungen

(1) Bei allen in digitaler Form angebotenen Lehrveranstaltungen wird der Nachweis der regelmäßigen Teilnahme durch das
Bestehen der Modulpruf̈ungen gefuḧrt.

(2) Bei allen parallel in digitaler und Präsenzform abgehaltenen Lehrveranstaltungen wird der Nachweis der regelmäßigen
Teilnahme durch das Bestehen der Modulpruf̈ungen gefuḧrt.

(3) Bei allen ausschließlich in Präsenzform abgehaltenen Lehrveranstaltungen gelten die bestehenden Anwesenheitspflich-
ten.

§ 8
Sitzungen der Pruf̈ungsausschus̈se

(1) Die Sitzungen der Pruf̈ungsausschus̈se einschließlich der Beschlussfassung können in Form von Videokonferenzen statt-
finden, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung ist
unzulässig.

(2) Die oder der Vorsitzende des Pruf̈ungsausschusses entscheidet unter Beruc̈ksichtigung der aktuellen Infektionslage, ob
eine Sitzung des Pruf̈ungsausschusses als Präsenzsitzung oder in Form einer Videokonferenz stattfindet.
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§ 9
Sonderregelungen für das Studium mit dem Ziel der ersten juristischen Prüfung

(1) § 2 Absatz 2 gilt entsprechend für einzelne Prüfungsleistungen im Rahmen der Zwischenprüfung (§ 7 Absatz 1 Satz 1
TStudPO) und der universitären Schwerpunktbereichsprüfung (§ 14 Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 TStudPO). Die Prü-
fungsleistung ist im nächsten angebotenen Termin zu erbringen.

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten für Haus- und Seminararbeiten, deren Bearbeitungszeitraum nach dem 01.07.2020 be-
ginnt, die Regelungen der Teilstudien- und Prüfungsordnung unverändert fort. 

§ 10
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 01.12.2020 in Kraft. Sie tritt zum 30.9.2021 außer Kraft. 

Trier, den 13. November 2020

Der Präsident der Universität Trier
Prof. Dr. Michael Jäckel
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Vorrübergehende Beitragsordnung der Studierendenschaft der Universität Trier

Vom 3. Mai 2017, geändert am 2. Juli 2020

Aufgrund des § 108 Abs. 3 Nr. 3 des Landeshochschulgesetzes hat das Studierendenparlament der Studierendenschaft der
Universität Trier am 02.07.2020 die folgende Beitragsordnung beschlossen.

§ 1
Beitragspflicht

(1) Studierende, einschließlich beurlaubter Studierender leisten je Semester einen Beitrag an die Studierendenschaft. Die
Beitragspflicht entsteht mit der Einschreibung, Rückmeldung bzw. Beurlaubung. Der Beitrag wird von der Hochschule im
Zusammenwirken mit den Organen der Studierendenschaft erhoben.

(2) Der Beitrag wird von der Landeshochschulkasse kostenfrei eingezogen.

§ 2
Beitragshöhe

Die Höhe des Beitrags wird je Semester auf

a) 0,20 € für den Studierendensport

b) 0,40 € für den studentischen Sozialfonds

c) 11,40 € für die Erfüllung der allgemeinen Aufgaben festgesetzt.

§ 3 
Verwendung der Beiträge

Die Beiträge stehen den Organen der Studierendenschaft für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung.

§ 4
Verwaltung der Beiträge

(1) Die Beiträge nach § 2 Buchstabe a) dieser Ordnung werden durch das für den Studierendensport zuständige studenti-
sche Organ verwaltet, sofern ein solches nicht besteht, durch den Allgemeinen Studierendenausschuss. Die Beiträge
nach § 2 Buchstabe b) und c) erfolgen durch den Allgemeinen Studierendenauschuss nach Maßgabe der Finanzordnung
der Studierendenschaft.

(2) Für die Bewirtschaftung der Beitragseinnahmen gelten die Veranschlagungen des Haushaltsplanes der Studierenden-
schaft, im Übrigen die einschlägigen Vorschriften der Landeshaushaltsordnung für Rheinland-Pfalz und die dazu ergan-
genen Verwaltungsvorschriften in der jeweils gültigen Fassung.

§ 5
Inkrafttreten

Die Beitragsordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Universität Trier in Kraft. Sie gilt
erstmals und einmalig für das Wintersemester 2020/2021.
Ab dem Sommersemester 2021 gilt die Beitragsordnung vom 3. Mai 2017.

Trier, den 2. Juli 2020

Der Präsident des Parlamentes der Studierenden
Felix Ruf
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Ordnung zur Änderung der Wahlordnung der Studierendenschaft der Universität Trier

Vom 23.11.2020

Aufgrund des § 107 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461) hat das
Parlament der Studierendenschaft der Universität Trier am 11.11.2020 die folgende Ordnung zur Änderung der Wahlord-
nung der Studierendenschaft der Universität Trier beschlossen. Diese Ordnung hat der Präsident der Universität Trier mit
Schreiben vom 18.11.2020 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

Artikel 1

In der Wahlordnung der Studierendenschaft der Universität Trier in der Fassung vom 27. November 1995 (StAnz. S. 113) wird
nach § 40 folgender § 40a eingefügt: 
„§ 40a Wahlen im Wintersemester 2020/2021 

Für die Wahl zum XLVII. Studierendenparlament im Wintersemester 2020/2021 gilt diese Wahlordnung unter Maßgabe fol-
gender Regelungen:
1. Die Wahlen werden ausschließlich als Briefwahl durchgeführt. Die in § 3 (2) Satz 2 bis 4 bezeichneten Unterlagen wer-

den an alle wahlberechtigten Personen von Amts wegen ohne Antrag versandt.

2. Wahltermin im Sinne dieser Wahlordnung ist abweichend von § 16 (1) der Tag, bis zu dem die Wahlbriefe eingegangen
sein müssen. Dieser Tag wird durch Beschluss des Wahlausschusses festgelegt. Abweichend von § 3 (4) muss der Wahl-
brief bis zum Wahltermin um 16:00 Uhr beim Wahlausschuss eingegangen sein.

3. Als erster Wahltag im Sinne dieser Wahlordnung gilt der gemäß Nr. 2 festgelegte Wahltermin.

4. Abweichend von § 27 (1) Satz 1 sind auch vom Wahlausschuss benannte Wahlhelfer:innen zum Öffnen der Wahlbrief-
umschläge berechtigt.

5. Die Fristen gemäß § 7 Satz 1 und 2, § 16 Abs. 2 und § 21 Satz 2 werden um 33 Tage verlängert. 

6. Die Frist gemäß § 18 (3) Satz 1 wird um 33 Tage verlängert. § 18 (3) Satz 2 kommt nicht zur Anwendung.

7. § 20 (2) Satz 2 Alt. 2 und (3) Alt. 2 finden keine Anwendung.“

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Wahlordnung der Studierendenschaft der Universität Trier tritt am Tage nach ihrer Ver-
öffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Trier - Amtliche Bekanntmachungen in Kraft.      

Trier, den 23.11.2020

Der Präsident des 46. Studierendenparlaments
Felix Ruf






